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Klaus Kwasniewski

Der Hang zur 
Umverteilung

Selten war eine sozialpolitisciie 
Maßnahme so umstritten wie 

das vom Familienminister geplante 
Erziehungsgeld, das mit einer un
eingeschränkten Arbeitsplatzga
rantie für alle Mütter oder Väter ge
koppelt Ist, die nach der Geburt ei
nes Kindes einen Erziehungsurlaub 
in Anspruch nehmen. Tatsächlich 
sind insbesondere vor dem Hinter
grund der gegenwärtigen gesamt
wirtschaftlichen Lage Zweifel an der 
Rationalität dieser Maßnahme an
gebracht. Auch dürfte füglich be
zweifelt werden, ob hierdurch das 
bevölkerungspolitische Ziel, dem 
Geburtenrückgang in der Bundes
republik Einhalt zu gebieten, er
reicht wird. Zudem ist nicht von der 
Hand zu weisen, daß sich diese 
Maßnahme für einen Teil derjeni
gen, die begünstigt werden sollen, 
eher als nachteilig denn als soziale 
Wohltat enweisen mag.

Die gesamtwirtschaftliche Lage 
gibt der Bundesregierung gegen

wärtig wenig Anlaß, die Spendier
hosen anzuziehen. Nach den über
flüssigen Milliarden-Subventionen 
für die Landwirte sollten nicht schon 
wieder Mittel umverteilt werden, die 
zur noch nicht abgeschlossenen 
Konsolidierung des Staatshaus
halts oder zur wahrlich dringende
ren Steuerreform fehlen. Schließ
lich kostet das Erziehungsgeld be
reits im geplanten Einführungsjahr 
1986 1,5 Mrd. DM; für 1989 sind im 
Bundeshaushalt dann schon fast 3 
Mrd. DM vorgesehen. Außerdem 
fallen wegen der Beitragsbefreiun
gen bei unvermindertem Leistungs
anspruch während des einjährigen 
Erziehungsurlaubs erhebliche Ein
nahmen bei der gesetzlichen Kran
kenversicherung, der Arbeitslosen
versicherung und der Rentenversi
cherung aus. Hierdurch werden die 
Probleme der Rentenversicherung 
weiter verstärkt und die Anstren
gungen zur Stabilisierung der Bei
tragssätze der Krankenversiche
rung unterlaufen.

Die vorgesehene Subventionie
rung der Geburt eines Kindes mit 
maximal 600 DM monatlich wird si
cherlich gern mitgenommen wer
den, dürfte jedoch kaum einen nen
nenswerten Einfluß auf die Gebur
tenzahlen haben, zumal der Sub
ventionszeitraum wegen des sonst 
überbordenden Mittelbedarfs 
zwangsläufig auf zunächst zehn 
und später zwölf Monate begrenzt 
werden muß. Entscheidender dürf
ten hier die gesamten Lebensum
stände und die wirtschaftliche Lage 
der jungen Ehepaare sein. W irkli
che gewichtige Verbesserungen 
könnten hier durch eine umfangrei
cher ausfallende Steuerreform er
reicht werden, wie auch generell so
zialpolitische Maßnahmen am be
sten im Einkommensteuertarif auf
gehoben sein dürften.

Die Rationalität der geplanten 
Maßnahme bleibt endgültig durch 
die uneingeschränkte Arbeitsplatz
garantie während des Erziehungs
urlaubs auf der Strecke. Diese Re

gelung wird auch nicht dadurch bes
ser, daß das Erziehungsjahr anstel
le von der Mutter auch vom Vater in 
Anspruch genommen werden kann. 
Dieser Fall wird selten genug eintre
ten, da die junge Familie auf den in 
aller Regel höheren Verdienst des 
Mannes angewiesen sein dürfte. 
Damit wird die Arbeitsplatzgarantie 
zu einer weiteren Einstellungsbar
riere für junge Frauen, die auch 
nicht durch die Möglichkeit des Ar
beitgebers beseitigt wird, während 
des Erziehungsjahres Aushilfskräf
te mit befristeten Verträgen einzu
stellen. Die scheinbar gute Tat wird 
sich häufig als Fluch enweisen. 
Selbst arbeitslose junge Frauen, die 
nicht Mutter werden wollen, son
dern Arbeit suchen, werden es noch 
schwerer als schon bisher haben, 
einen Arbeitsplatz zu finden.

Wichtiger als die Arbeitsplatzga
rantie, die ohne Arbeitsplatz wertlos 
Ist, ist eine Wirtschaftspolitik, die 
erst einmal neue Arbeitsplätze 
schafft und die vorhandenen si
chert. Jeder neu geschaffene Ar
beitsplatz trägt wesentlich mehr zur 
Verbesserung der Lebensumstän
de bei und macht damit bevölke
rungspolitisch mehr Sinn als das Er
ziehungsgeld nebst Erziehungsur
laub und Arbeitsplatzgarantien. Hilf
reich hierbei kann aber eher ein 
Subventionsabbau als eine Auswei
tung der Subventionstatbestände 
sein.

Wegen der Arbeitsplatzgarantie 
leistet der kleinere Koalitionspart
ner in der Bundesregierung noch er
bitterten Widerstand gegen die Plä
ne des Familienministers. Auf seine 
weitere Standhaftigkeit ist zu hof
fen. Wenn für den größeren Koali
tionspartner angesichts bevorste
hender Wahlen der Hang zur Um
verteilung unwiderstehlich wird, 
sollte er die gegenwärtige Diskrimi
nierung der nicht berufstätigen Ehe
frauen mit Kindern beseitigen und 
die Situation der alleinstehenden 
Mütter verbessern. Dies wäre ver
gleichsweise billig und familienpoli
tisch sinnvoll.
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